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„Griechenland ist überschuldet“
B Z - I N T E R V I E W mit dem Freiburger Ökonomen Oliver Landmann / Er sagt, ein Schuldenerlass für das Land sei unerlässlich

FREIBURG. Die griechische Regierung
hat die Steuern erhöht, um im Gegen-
zug weitere Hilfskredite aus dem drit-
ten Griechenland-Rettungspaket zu er-
halten. Über die Höhe der Auszahlung
entscheiden heute die Eurofinanzmi-
nister. Der Freiburger Ökonom Oliver
Landmann bezweifelt, dass die höhe-
ren Abgaben dem Land auf die Beine
helfen. Er plädiert für einen Schulden-
erlass. Mit ihm sprach Bernd Kramer.

BZ: Herr Landmann, Griechenland wird
die Steuern erhöhen. Dadurch sollen 1,8
Milliarden Euro zusätzlich in die Staats-
kasse kommen. Ist dies angesichts der mi-
serablen Lage in Griechenland richtig?
Landmann: Griechenland hat in den ver-
gangenen sechs Jahren das Ruder seiner
Haushaltspolitik radikal herumgeworfen,
Staatsausgaben zurückgeschraubt und
Steuern erhöht. Nachdem der griechi-
sche Staat vor der Krise weit über seine
Verhältnisse gewirtschaftet hatte, war die
Kurskorrektur unvermeidlich. Aber sie
hatte einen hohen Preis. Die griechische
Wirtschaftsleistung liegt heute um 25
Prozent unter dem Vorkrisen-Niveau. Oh-
ne Wachstum ist das eigentliche Ziel, den
griechischen Schuldenberg abzutragen,
nicht erreichbar.

BZ: Wäre es nicht viel sinnvoller, den
Griechen einen Teil ihrer Schulden zu
streichen? Die Financial Times sagt: „Al-
les andere wäre unehrlich.“ Der Interna-
tionale Währungsfonds (IWF) hält das
Land schon lange für überschuldet.
Landmann: Spätestens seit 2010 ist für
jeden, der das kleine Einmaleins be-
herrscht, klar, dass Griechenland über-
schuldet ist. Der IWF sagt das hinter den
Kulissen schon lange, jetzt macht er seine
Haltung öffentlich. Deshalb gibt es einen
Konflikt zwischen dem IWF und den
Geldgebern aus der Eurozone in dieser
Frage. Ökonomisch gesehen ist der IWF
realistisch. Er geht davon aus, dass sich
der griechische Schuldenberg bis 2060
auf 300 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts erhöhen wird, die Ökonomen des
Europäischen Stabilitätsmechanismus

rechnen dagegen mit einer Halbierung
der Schuldenquote. Entscheidend ist da-
bei, welche Wachstumsrate man für Grie-
chenland annimmt. Die Verschärfung des
Sparkurses wird kaum dazu beitragen, das
Wachstum wieder in Gang zu bringen.
BZ: Der IWF hat angedroht, sich nicht
weiter an der Griechenland-Rettung zu
beteiligen, wenn es keinen Schuldener-
lass gibt. Deutschland will keinen Schul-
denerlass – zumindest nicht vor 2018.
Wird es zu einer Einigung kommen?
Landmann: Ich habe keine Kristallkugel,
aber ich erwarte, dass es zu einem Kom-
promiss kommt. Man wird wohl dem IWF
materiell entgegenkommen, ohne dass
die Lösung formell einem Schuldenerlass
gleichkommt. Den Schuldenerlass will
Bundesfinanzminister Schäuble ja unter
allen Umständen vermeiden, weil er an-
sonsten das Paket vor den Bundestag brin-
gen müsste. Dort hätte er einen Aufstand
der Unionsfraktion zu befürchten.
BZ: Könnten längere Laufzeiten für die
Kredite ein Teil der Lösung sein?
Landmann: Ja. Der IWF operiert bei-
spielsweise schon mit Laufzeiten bis
2080. Das ist eine unglaublich lange Zeit.
Solche Fristen erinnern an die späten
1920er Jahre, als ähnlich langfristige
Rückzahlungspläne für das damals von
den Reparationsverpflichtungen erdrück-
te Deutschland aufgestellt wurden. Im
Fall Griechenland ist der Kontext der Ver-
schuldung ein ganz anderer, aber das Er-
gebnis wird ähnlich sein: Ein Großteil des
Geldes wird für die Gläubiger nicht mehr
zurückzuholen sein.

BZ: Die Haltung Deutschlands ist schizo-
phren. Einerseits will die Bundesregie-
rung keinen Schuldenerlass, andererseits
will sie unbedingt, dass der IWF bei der
Griechenland-Rettung mit an Bord bleibt.
Warum ist der IWF so wichtig?
Landmann: Der IWF hat viel Erfahrung
im Umgang mit überschuldeten Ländern.
Er pocht auch strikt auf die Einhaltung der
Konditionen – allerdings unter der Vor-
aussetzung, dass die Tragbarkeit der
Schuldenlast gewährleistet ist. Es wäre
das Beste gewesen, Griechenland von An-
fang an in die Obhut des IWF zu geben, so
wie ein überschuldetes Schwellenland.
Der IWF hätte die Probleme effizienter
gelöst. Aber Europa wollte diese Lösung
nicht.

BZ: Die Eurorettung dauert nun schon ei-
nige Jahre. War das Rezept richtig?
Landmann: In Griechenland wurde zu
viel Gewicht auf die reinen Einsparungen
gelegt, und zu wenig auf wachstumsför-
dernde Strukturreformen, die zum Bei-
spiel Unternehmensgründungen erleich-
tert oder die Rechtspflege verbessert hät-
ten. Die Eurozone insgesamt leidet nach
wie vor unter einer ausgeprägten Schwä-
che der Binnennachfrage, insbesondere
der Investitionen, was in Deutschland
vielleicht zu wenig wahrgenommen
wird, weil die Wirtschaft hierzulande
brummt.
BZ: Wie würden Sie das Verhalten der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) bewerten?
Hat sie geholfen, die Eurozone vor dem
Auseinanderbrechen zu bewahren? Ist
sie der Killer der deutschen Altersvorsor-
ge, weil die Zinsen zu niedrig sind?
Landmann: Vom Killer-Argument halte
ich gar nichts. Die Zentralbanken folgen
nur dem Trend auf dem Kapitalmarkt, wo
ein globaler Sparüberschuss auf den Zins
drückt. Hieran kann die EZB nichts än-
dern. Man prügelt den Sack, aber man
meint den Esel. Die EZB mag zu Beginn
der Krise Fehler begangen haben, etwa
im Umgang mit Irland; aber geldpolitisch
hat sie zuletzt getan, was in ihren Kräften
steht, um die Krise zu entschärfen. Leider
wurde sie dabei von der Politik ziemlich
allein gelassen.
–
Oliver Landmann, (1952 geboren), ist
ordentlicher Professor für Makroökonomik
an der Uni Freiburg.

Gewerkschaft wirft Modekonzern H & M Ausbeutung vor
Arbeitnehmer prangern die schwedische Billigkleiderkette wegen miserabler Arbeitsbedingungen in Indien und Kambodscha an

Von André Anwar

STOCKHOLM. Hennes und Mauritz
(H&M) soll noch immer die Arbeitskraft
von Frauen in Asien ausbeuten. Laut ei-
nem Report des Gewerkschaftsverbandes
Asian Floor Wage Alliance (AFWA) lässt
sich der schwedische Billigkleiderverkäu-
fer in Indien und Kambodscha von Produ-
zenten beliefern, die ihren Arbeiterinnen
systematisch Menschenrechte verwehr-
ten und Niedrigstlöhne zahlten.

„Die Bedingungen in diesen Textilfa-
briken sind erschreckend, unsicher, ge-
fährlich und den Arbeiterinnen werden
fundamentale Menschenrechte ver-
wehrt“, sagt Anannya Bhattacharjee von
AFWA dem öffentlich-rechtlichen Radio
Schweden. Bhattacharjee koordiniert die
internationale Zusammenarbeit von Ge-
werkschaften in Asiens Textilindustrie.
Von August bis Oktober 2015 hat AFWA
die Arbeitsbedingungen von 50 Textilar-
beiterinnen im indischen Neu-Delhi und

201 Textilarbeiterinnen in Phnom Penh
in Kambodscha untersucht. Über die Aus-
sagen der Arbeiterinnen erhielt die Orga-
nisation eigenen Angaben zufolge unver-
fälschte Informationen über die tatsächli-
chen Arbeitsbedingungen.

In Indien müssten Arbeiterinnen bis
zwei Uhr nachts arbeiten, um am nächs-
ten Morgen um neun Uhr einzustempeln.
Die Gehälter seien so niedrig, dass die Ar-
beiterinnen sich auch mit einem Vollzeit-
job nicht selbst versorgen könnten. Frau-
en, die schwanger sind, würden in beiden
Ländern auf die Straße gesetzt. Wenn die
Kinder geboren seien, dürften die Frauen
in die Firma zurückkehren – zum Gehalt
von Neueinsteigerinnen.

AFWA ist ein Zusammenschluss von
Gewerkschaften und Arbeitsrechtsakti-
visten asiatischer Länder, die für höhere
Löhne und bessere Arbeitsbedingungen
in der regionalen Textilwirtschaft kämp-
fen. Das Bündnis will auch verhindern,
dass Kleiderfirmen ständig in andere asia-
tische Länder ausweichen, in denen die

Löhne noch niedriger sind. Laut AFWA
geht derzeit vom Preis etwa eines T-Shirts
in Europa nur zwischen 0,5 und 3,0 Pro-
zent an die Arbeiterinnen.

Auch aus anderen Produktionsländern
wie Bangladesch gibt es immer wieder
Berichte über schlechte Arbeitsbedin-
gungen bei Firmen, die für H&M arbei-
ten. Weil H&M mit den Zulieferern eng
kooperiere, müssten die Schweden über
die Produktionsbedingungen genau Be-
scheid wissen, so die AFWA. Es sei nicht
schwierig, sich ein Bild über die Situation
der Arbeiterinnen zu machen.

Der Bericht ist ein Schlag für H&M.
Kaum ein anderes Kleiderunternehmen
hat nach zurückliegenden Skandalen ähn-
licher Art so viel für seinen Ruf in Sachen
Menschenrechte getan. Eine ganze Nach-
haltigkeitssparte wurde geschaffen. „Als
wir H&M wegen der Missstände kontak-
tierten, antwortet der Konzern uns zu-
mindest – im Gegensatz zu vielen seiner
Konkurrenten“, sagt Bhattacharjee.
„H&M sagt sogar, dass sie unsere Arbeit

unterstützen. Aber H&M tut nichts, um
die Situation der Schneiderinnen in den
Fabriken zu verbessern“, kritisiert sie.
Auf Anfrage von Radio Schweden antwor-
tet H&M, dass der AFWA-Bericht viele
wichtige Fragen aufwirft, aber diese Pro-
bleme nur langfristig durch Zusammenar-
beit aller Branchenakteure gelöst werden
könnten. „Langfristiges Bewusstsein von
verantwortungsvollen Käufern ist ent-
scheidend für Länder wie Kambodscha
und Indien und wir werden weiterhin zur
Verbesserung auf diesen Märkten beitra-
gen“, sagt H&M-Sprecherin Therese
Sundberg der Zeitung Aftonbladet.

Bhattacharjee sagt, die Probleme wür-
de es in der ganzen Branche geben, be-
tont aber, dass H&M als einer der welt-
größten Kleiderverkäufer die Herstel-
lungsbedingungen über seine Bestellun-
gen gänzlich kontrollieren könnte.
„H&M hat die Preise so niedrig gesetzt,
dass die Unterlieferanten keine Möglich-
keit haben, den Schneiderinnen Rechte
einzuräumen“, meint sie.

Südbadenbus
verlagert Jobs
Bis zu 30 Stellen in Freiburg weg

FREIBURG (hos). Die Deutsche Bahn fu-
sioniert ihre fünf baden-württembergi-
schen DB-Regio-Busgesellschaften: Regi-
obus Stuttgart (RBS), Rhein-Neckar-Bus
(BRN), Südbadenbus (SBG), Südwestbus
(RVS) und das Omnibusunternehmen
Friedrich Müller (FMO). Sitz der neuen
DB-Regio-Bus Baden-Württemberg ist
Karlsruhe, wo auch die Verwaltung kon-
zentriert wird. Damit reagiere man auf
die veränderte Marktsituation, so Man-
fred Hovenjürgen, Chef der DB-Regio-
Bus-Regionalleitung. Man wolle das
Know-how bündeln. Für Freiburg bedeu-
tet das: Knapp 30 Jobs der Verwaltung
werden nach Karlsruhe verlagert. Für die
übrigen SBG-Standorte soll sich nichts än-
dern. Alle Servicecenter und die Nieder-
lassungen Freiburg, Waldshut-Tiengen,
Radolfzell und Villingen-Schwenningen
würden unverändert fortgeführt. Die SBG
zählte rund 650 Beschäftigte. Bei der neu-
en Gesellschaft sind es nun 1900.

Weitere Hilfe
für Athen naht
Optimistische Töne in Brüssel

EU-Finanzkommissar Pierre Moscovici
hat am Montag das vom griechischen Par-
lament beschlossene Sparpaket als „ent-
scheidende Etappe“ gelobt. Er hoffe auf
eine Einigung über die Freigabe weiterer
Hilfskredite beim Treffen der Eurofinanz-
minister an diesem Dienstag. Die Bedin-
gungen dafür seien weitgehend erfüllt,
sagte er. Es geht um die nächste Hilfstran-
che von mindestens 5,4 Milliarden, mög-
licherweise bis zu elf Milliarden Euro.
Das Geld kommt aus dem bereits zugesag-
ten dritten Griechenland-Rettungspaket
von 86 Milliarden Euro, auf das sich
Athen und die Gläubiger nach harten Ver-
handlungen im August geeinigt hatten.
Athen braucht weitere Finanzspritzen,
um im Juli fällige Tilgungs- und Zinszah-
lungen von fast 3,7 Milliarden Euro zu
leisten. Vor zwei Wochen hatte das Parla-
ment eine Rentenreform und höhere Ein-
kommensteuern beschlossen. Das zwei-
te, nun verabschiedete Paket sieht weite-
re Erhöhungen bei Verbrauchssteuern
vor. So steigt die Mehrwertsteuer von 23
auf 24 Prozent. Abgaben auf Kaffee, Pay-
TV, Festnetztelefonate und Hotelüber-
nachtungen werden eingeführt. Das Ge-
setzespaket beinhaltet die Gründung ei-
nes neuen Privatisierungsfonds sowie die
Einführung einer automatischen Schul-
denbremse. Sie soll greifen, wenn Athens
Haushalt aus dem Ruder läuft. Für das Pa-
ket stimmten alle 153 Abgeordneten der
beiden Regierungsparteien, obwohl ins-
besondere die Schuldenbremse und der
Privatisierungsfonds umstritten sind. Die
Abgeordnete Vassiliki Katrivanou vom
Linksbündnis Syriza legte nach der Ab-
stimmung ihr Mandat nieder. Ihre Partei
setze etwas um, „das gegen den Kern un-
serer Werte verstößt“, kritisierte sie.
Mehr als 10000 Menschen protestierten
vor dem Parlamentsgebäude. Premier
Alexis Tsipras hofft nun nicht nur auf die
Freigabe der neuen Finanzhilfen. Auch
die Beratungen über Schuldenerleichte-
rungen sollen in Gang kommen – eine al-
te Forderung von Tsipras. Auch der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) macht
Schuldenerleichterungen zur Bedingung
für eine weitere Beteiligung am Hilfspro-
gramm. Zur Debatte steht, die derzeit
niedrigen Zinsen für die griechischen
Hilfskreditedauerhaft festzuschreiben so-
wie die ohnehin erst 2023 beginnende
Rückzahlung weiter zu verschieben und
zu strecken. Erwogen wird auch, die teu-
reren IWF-Kredite durch zinsgünstigere
des Eurostabilitätsmechanismus ESM zu
ersetzen. Insbesondere in Deutschland
gibt es aber politische Bedenken, Athen
schon jetzt Schuldenerleichterungen zu
gewähren. Gerd Höhler und AFP
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Nicht jeder ist mit der Art der Griechenland-Rettung einverstanden: ein Graffito in Athen. F O T O : A F P

Oliver Landmann

Nicoleta Rusu
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